
III. Im übrigen hat es in dem Entwurf für 
das Tiefseebodenregime keine schwer ins 
Gewicht fallenden Änderungen gegeben. 
Dies gilt insbesondere für das Abbausy­
stem sowie finanzielle Fragen. Im Zusam­
menhang mit der Rohstoffpolitik ist immer­
hin erwähnenswert, daß der ICNT/Rev.3 
nunmehr — in einer gewissen Relativie­
rung des Protektionismus zugunsten der 
Landproduzenten — insofern ausdrücklich 
auch die Entwicklung des gemeinsamen 
Erbes zum Nutzen der Menschheit in ihrer 
Gesamtheit vorschreibt (Art.150 lit.h). Auch 
ist der funktionale >Alleinvertretungsan-
spruch< der Meeresbodenbehörde bei Roh­
stoffkonferenzen eingegrenzt worden (Art. 
151 Abs.1). Der Nennung wert ist überdies 
die Änderung in Art.155 Abs.4, wonach Mo­
difikationen des Tiefseebodenregimes, die 
nach Verabschiedung durch die Oberprü­
fungskonferenz von einer qualifizierten Ver­
tragsstaatenmehrheit bestätigt worden sind, 
erst nach zwölf Monaten (statt nach dreißig 
Tagen) in Kraft treten sollen. Insgesamt 
erscheint bemerkenswert, daß die nationa­
len Tiefseebergbaugesetze auf der Konfe­
renz eine untergeordnete Rolle gespielt 
haben. Das US-Gesetz ist zwar nachhaltig 
verurteilt worden (während das deutsche 
Gesetz kaum zur Kenntnis genommen wur­
de), doch hat der Gang der Verhandlungen 
darunter praktisch nicht gelitten. 
Ein Fragenkomplex ist freilich immer noch 
weitgehend ungeklärt, und zwar Organi­
sation und Funktion der sogenannten Vor­
bereitungskommission in der Zeit vor In­
krafttreten der Konvention. Hier bleiben 
einstweilen nahezu alle Probleme ungelöst, 
etwa die Mitgliedschaft, das Abstimmungs­
verfahren (Konsensprinzip in den Sach­
fragen, für die es im Rat vorgesehen ist?), 
der vorläuf ige Investitionsschutz« und vor 
allem der Stellenwert der von der Kom­
mission zu verabschiedenden vorläufig an­
wendbaren Ausführungsbestimmungen zum 
Tiefseebodenregime. 
IV. Im Bereich des allgemeinen Seevölker­
rechts hat es praktisch keine Veränderun­
gen gegeben. Zwar ist auch in der jüngsten 
Verhandlungsrunde deutlich geworden, 
daß zahlreiche Staaten am bisherigen Er ­
gebnis allerhand auszusetzen haben, doch 
an dem bereits erzielten prekären Text­
kompromiß wollte letztlich niemand ent­
schlossen rütteln. S o machte sich zwar 
einiger Mißmut laut, doch ließen es die 
Delegationen bei interpretativen Erklärun­
gen bewenden. Hervorgehoben seien hier 
nur der Fortgang des alten Streits über die 
Abgrenzung benachbarter bzw. gegenüber­
liegender Meereszonen (Billigkeits- oder 
Mittellinienprinzip? — vgl. die Kautschuk­
formeln der Art.74,83 ICNT/Rev.3) und der 
erneute Vorstoß einer diesmal etwa fünfzig 
Staaten umfassenden Gruppe, für die fried­
liche Durchfahrt fremder Kriegsschiffe 
durch das Küstenmeer müsse ausdrück­
liche vorherige Zustimmung oder Anmel­
dung vorgeschrieben werden. 
V. Eine gründliche Erörterung hat über die 
Schlußbestimmungen stattgefunden. Nach 
dem gegenwärtigen Verhandlungsstand soll 
die Konvention nach Ratifikation oder Bei ­
tritt durch sechzig Staaten in Kraft treten 
(Art.308 Abs.1). Vorbehalte sollen gemäß 
Art.310 ausgeschlossen sein, wobei in einer 
Fußnote zu diesor Vorschrift allerdings die 
Einschränkung gemacht wird, der Artikel 

beruhe auf der Annahme, die Konvention 
werde im Wege des Konsenses verabschie­
det werden. Unbedingt erwähnenswert ist 
schließlich Art.311 Abs.6 ICNT/Rev.3, wo­
nach die Anerkennung des Prinzips vom 
gemeinsamen Erbe der Menschheit« un­
widerruflich sein soll : Die entsprechende 
Festlegung sei unabänderlich. 
VI. Hamburg kandidiert für den Sitz des 
Internationalen Seerechtsgerichtshofs. Dies 
hat die Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland am Schluß ihrer Erklärung am 
25. August offiziell bekanntgegeben. Kon­
kurrenten sind allem Anschein nach Split 
(Jugoslawien) und Lissabon (Portugal). 
VII. Die 10. Session der Seerechtskonferenz 
soll vom 9. März bis zum 24. April 1981 in 
New York stattfinden. Die Unterzeichnung 
der Schlußakte ist derzeit für Herbst 1981 
in Caracas vorgesehen. NJP 

Weltraumrecht: Vorbereitung der Weltraumkonfe­
renz 1982 — Fortführung schon bekannter Diskus­
sionen (48) 

(Die folgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 4/1979 S.146 fort.) 

Weltraumkonferenz: Der Weltraumausschuß 
hat als Vorbereitungsgremium eine vor­
läufige Tagesordnung für die für Ende 1982 
in Wien geplante Zusammenkunft vorge­
legt. Sie enthält bislang im wesentlichen 
folgende sehr allgemein gehaltene Punkte: 
1. Stand der Weltraumwissenschaft und 
-technologie. 2. Anwendung von Weltraum­
wissenschaft und -technologie: Hier soll 
darüber beraten werden, inwieweit allen 
Staaten, ungeachtet ihres Entwicklungs­
standes, die faktische Möglichkeit gesichert 
werden kann, von der Weltraumwissen­
schaft und -technologie zu profitieren; dies 
schließt offenkundig den Wunsch nach ent­
sprechender Förderung der Entwicklungs­
länder, u. U. auch Technologietransfer, ein. 
3. Internationale Zusammenarbeit und die 
Rolle der Vereinten Nationen: Auch die 
Rolle der UNO soll offenbar im wesent­
lichen unter dem Gesichtspunkt einer För­
derung der Entwicklungsländer diskutiert 
werden. 
Insgesamt gibt es durchaus Anzeichen da­
für, daß die geplante Weltraumkonferenz 
sich ähnlichen Themenkreisen widmen wird 
wie sie zur Zeit noch die III. Seerechtskon­
ferenz in bezug auf die Nutzung des Tief­
seebodens beschäftigen. 
Fernerkundung: Die Erderkundung mit Hilfe 
von Satelliten beschäftigt den Ausschuß 
schon seit geraumer Zeit, ohne daß eine 
Lösung der damit verbundenen Fragen ab­
zusehen wäre. Umstritten ist, ob ein Land 
ohne seine Einwilligung erkundet werden 
darf, ob es einen Anspruch auf die Über­
gabe der gewonnenen Erkenntnisse hat 
und ob schließlich die gewonnenen Er ­
kenntnisse auch ohne Zustimmung des er­
kundeten Staates an dritte Staaten weiter­
gegeben werden können. E s liegt der Ent­
wurf eines 17 Punkte umfassenden Prinzi­
pienkatalogs vor, über den aber keine Eini­
gung erzielt werden konnte. Diskutiert wur­
de in diesem Zusammenhang ebenfalls, in­
wieweit ein Spezialorgan der Vereinten 
Nationen eine Koordinierungsfunktion hin­
sichtlich der Weitergabe und Vermittlung 
der gewonnenen Daten ausüben könnte. 
Dieses hätte offenbar auch im Dienste 
einer Förderung der Entwicklungsländer zu 

stehen, nicht zuletzt beim Technologie­
transfer. 
Definition des Weltraums: Keine Einigung 
erzielt werden konnte über die Grenzzie­
hung zwischen dem terrestrischen Luft­
raum und dem Weltraum. 
Diskutiert wurde in diesem Zusammenhang 
die Entwicklung eines Nutzungsregimes für 
den geostationären Orbit. E s wurde dar­
auf hingewiesen, daß dessen Nutzung be­
grenzt sei und die Notwendigkeit bestünde, 
die Nutzung zu harmonisieren (vor allem 
mit Rücksicht auf eine Interferenz der Funk­
frequenzen). Zudem machten die Entwick­
lungsländer geltend, daß nicht einige Staa­
ten die Nutzung des geostationären Orbit 
für sich monopolisieren könnten. E s müsse 
dafür Sorge getragen werden, daß sich 
auch die Entwicklungsländer aktiv betei­
ligen könnten. — Auch dies erinnert wie­
der an Diskussionen auf der III. Seerechts­
konferenz um ein Nutzungsregime für den 
Tiefseeboden. 

Nuklearsatelliten: Der Auftrag der UN-Ge­
nerlaversammlung, sich mit der Frage einer 
Nutzung von Nuklearsatelliten zu beschäf­
tigen, datiert aus dem Jahre 1978, als ein 
entsprechender sowjetischer Satellit über 
Kanada abstürzte. Gleichzeitig forderte die 
Generalversammlung die Staaten auf, die 
Entsendestaaten sollten die Staatenge­
meinschaft unterrichten, wenn ein Nuklear­
satellit außer Kontrolle geraten ist und die 
Gefahr besteht, daß radioaktives Material 
in die Atmosphäre eintritt. Die zur Prüfung 
dieser Frage eingerichtete Arbeitsgruppe 
gelangte zu dem Ergebnis, daß die Benut­
zung von Nuklearsatelliten bei Beachtung 
bestimmter Sicherheitsvorkehrungen mög­
lich sei . 

Direktfernsehen: Zur Regelung dieses Fra­
genkomplexes liegt ein 12 Punkte um­
fassender Prinzipienkatalog vor. Eine Eini­
gung in der entscheidenden Frage, näm­
lich der Konsultation zwischen Sende- und 
und Empfangsstaat als Voraussetzung für 
die Sendung, steht noch aus. 
Der Weltraumausschuß tagte in diesem 
Jahr vom 23. Juni bis 3. Juli, der für wis­
senschaftliche und technische Fragen zu ­
ständige Unterausschuß vom 28. Januar bis 
15. Februar und der Unterausschuß für 
Rechtsfragen vom 10. März bis 3. April. Wo 

Verschiedenes 

Simbabwe: 153. Mitglied der UNO (49) 

(Die folgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 3/1980 S.93ff. fort.) 

Seinen geschäftsmäßigen Abschluß fand 
ein ganzer historischer Abschnitt, als die 
35. Generalversammlung am 19. September 
auf Empfehlung ihres Präsidialausschusses 
den Punkt 85 ihrer Vorläufigen Tagesord­
nung strich. Sein Gegenstand: >Die Süd­
rhodesien-Frage«. 
Freilich war schon zuvor der Sieg Simbab­
wes als »Sieg der Vereinten Nationen« — 
so der nigerianische UN-Botschafter Akpo-
rode Clark, der auch die Rolle der UN-
Sanktionen im Kampf zur Niederringung 
der Minderheitsherrschaft hervorgehoben 
hatte — gebührend begangen worden. Am 
30. Juli hatte der Sicherheitsrat mit seiner 
Resolution 477(1980) einstimmig die Auf­
nahme der seit dem 18. April unabhängigen 
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Republik Simbabwe empfohlen. Die Bedeu­
tung, die der von den Nachwirkungen des 
Befreiungskrieges betroffene junge Staat 
Wirtschaftsfragen beimißt, geht daraus her­
vor, daß seine Regierung die Behandlung 
des Aufnahmeantrags schon auf der dem 
Thema Weltwirtschaft gewidmeten 11. UN-
Sondergeneralversammlung wünschte; statt 
wie Sankt Vincent erst Mitte September 
wurde somit Simbabwe schon am 25. Au­
gust durch Akklamation in die Weltorgani­
sation aufgenommen. 
In seiner immer wieder vom Beifall des 
Plenums unterbrochenen Rede am näch­
sten Tag stattete Ministerpräsident Robert 
Mugabe all denen, die den Kampf Simbab­
wes um die Mehrheitsherrschaft unterstützt 
hatten, seinen Dank ab. An erster Stelle 
nannte er die afrikanischen Frontstaaten, 
die weithin Mitbetroffene und Miterleidende 
des Krieges waren, und die Organisation 
der Afrikanischen Einheit. Dann dankte er 
»verschiedenen sozialistischen Ländern« — 
sie hatten mit Waffen geholfen. Gleich da­
nach richtete er Dankesworte auch an »pro­
gressive Staaten« des Westens sowie die 
nicht-staatlichen Organisationen, die den 
Befreiungskampf politisch und mit humani­
tärer Hilfe unterstützt hatten. Mugabes Re­
de glich über weite Strecken einem histori­
schen Kolleg über Kolonialismus und Im­
perialismus als »klassische Erscheinungs­
formen des ausbeuterischen Kapitalismus« 
und die »Entwicklung der Kräfte des Volks­
widerstandes«; dennoch fehlten versöhn­
liche Worte an die Adresse der einstigen 
Kolonialmacht Großbritannien nicht. 
Auf aktuelle Probleme seines Landes ging 
Mugabe — der seinen Amerika-Aufenthalt 
nicht nur zu einem Besuch bei Präsident 
Carter, sondern auch bei den Afroameri­
kanern im New Yorker Stadteil Harlem 
nutzte — mit dem Hinweis ein, daß die 
Kosten für Wiederaufbau und Entwicklung 
während der nächsten fünf Jahre auf mehr 
als 4 Mrd US-Dollar veranschlagt werden. 
Zur Landfrage nahm er dann auf einer 
Pressekonferenz Stellung: Das Dilemma 
sei, daß die Bevölkerung Land benötige, 
dieses sich aber noch in den Händen wei­
ßer Farmer befinde; verteilt werden solle 
das derzeit nicht genutzte Land, immerhin 
mehr als die Hälfte der in Frage kommen­
den Fläche. Befragt zu den wirtschaftlichen 
Zwangsmaßnahmen der Vereinten Nationen 
gegen das einstige Siedlerregime erklärte 
Mugabe, daß sich die Sanktionen bezüg­
lich der Exportmärkte als wirksam erwie­
sen hätten. 
Erhebliche Lagerbestände an Tabak gehö­
ren denn auch nach Auskunft Mugabes zu 
den Hinterlassenschaften des alten Regi­
mes. Zu den traditionellen Ausfuhrgütern 
des Landes zählen neben Tabak noch Mais, 
Hirse, Zucker, Erdnüsse und Baumwoll­
kerne; nach den landwirtschaftlichen Gü­
tern bildeten Bergbauprodukte (Gold, 
Chromerz, Kupfer, Blei, Asbest) die wich­
tigste Devisenquelle. Wichtigste außerafri­
kanische Außenhandelspartner waren bis 
1965 Großbritannien, die Vereinigten Staa­
ten, die Bundesrepublik Deutschland und 
Japan. Im Ergebnis der — wenngleich im­
mer wieder durchbrochenen — internatio­
nalen Sanktionen gegen das Siedlerregime 
verfügt das Land heute über einige import­
substituierende Industrien, die aber ihre 
Überlebensfähigkeit unter veränderten 

Wettbewerbsbedingungen noch unter Be­
weis stellen müssen. Insgesamt sind die 
Prognosen für die wirtschaftliche Entwick­
lung Simbabwes ungeachtet seiner Binnen­
lage nicht ungünstig. 
Die Bevölkerung des 390 580 Quadratkilo­
meter umfassenden Landes wurde Ende 
1977 auf 6,9 Mill geschätzt. Die größte eth­
nische Gruppe stellen die Mashona, mit 
einigem Abstand gefolgt von den Matabele. 
Die weiße Minderheit zählt etwa eine Vier­
telmillion; sie war hauptsächlich aus Groß­
britannien und Südafrika zugewandert und 
hatte nach 1960 Verstärkung durch weiße 
Auswanderer aus den unabhängig gewor­
denen Staaten Afrikas (insbesondere Ost­
afrikas) erhalten. 
Staatsoberhaupt der Republik Simbabwe 
ist Präsident Canaan Banana. Red 

St. Vincent: 154. Mitglied der UNO (50) 

(Karte in VN 6/1979 S.198) 

Fand mit der Unabhängigkeit Simbabwes 
die Geschichte des Britischen Empire einen 
zwar verspäteten, doch markanten Ab­
schluß, so blieb die Aufnahme des schon 
im Vorjahr unabhängig gewordenen Staa­
tes Sankt Vincent und die Grenadinen in 
die Weltorganisation weithin unbeachtet. 
Wie das einstige Südrhodesien gehörte der 
karibische Inselstaat zum Kolonialbesitz 
Großbritanniens; anders als Simbabwe hat 
er die britische Königin — vertreten durch 
einen einheimischen Generalgouverneur — 
als Staatsoberhaupt der konstitutionellen 
Monarchie beibehalten. 
Geschichte sowie Bevölkerungs- und S o ­
zialstruktur ähneln weitgehend den Gege­
benheiten in den benachbarten Antillen-
Staaten Sankt Lucia und Dominica (vgl. 
VN 6/1979 S.221 bzw. VN 1/1979 S.32). Die 
damals von Indianern (Kariben) bewohnte 
Insel St. Vincent erhielt ihren Namen von 
Christoph Kolumbus, der das Eiland am 
22. Januar 1498, dem Tag des heiligen Vin­
zenz, sichtete. In der Frühzeit der kolonia­
len Besitzergreifung war St. Vincent zwi­
schen Großbritannien — das erstmals 1627 
seinen Anspruch anmeldete — und Frank­
reich umstritten; seit 1783 war es unange­
fochten britischer Besitz. 1969 erhielt der 

UN-Mitgliedschaft 

S I C H E R H E I T S R A T — Gegenstand: A u f ­
nahme v o n Simbabwe. — Resolu t ion 
477(1980) v o m 30. J u l i 1980 

D e r Sicherheitsrat , 
— nach P r ü f u n g des An t r ags Simbabwes 

auf Aufnahme i n d ie V e r e i n t e n N a t i o ­
nen (S/14064), 

> empf ieh l t der Genera lversammlung, 
S imbabwe als M i t g l i e d i n die V e r e i n ­
t en Na t ionen aufzunehmen. 

Abs t immungsergebnis : E in s t immige A n ­
nahme. 

Kleinstaat die innere Selbstverwaltung; 
eine im September 1978 in London abge­
haltene Verfassungskonferenz führte dann 
am 27. Oktober 1979 zur Unabhängigkeit. 
Der Antrag auf Mitgliedschaft in den Ver­
einten Nationen wurde jedoch erst am 
8. Januar 1980 gestellt und vom Sicher­
heitsrat mit seiner Resolution 464 (Text s . 
VN 2/1980 S.71) am 19. Februar einstimmig 
befürwortet. Die Aufnahme in die Weltorga­
nisation erfolgte am 16. September, dem 
ersten Tag der 35. Generalversammlung, 
durch Akklamation. 
Der Inselstaat ist der Welt größter Expor­
teur von Pfeilwurzmehl, einer Stärkeart. An­
dere agrarische Ausfuhrgüter sind Bana­
nen, Kopra, Kokosnüsse sowie Muskat­
nüsse und -bluten. Teilweise werden land­
wirtschaftliche Produkte weiterverarbeitet. 
Eine gewisse Rolle spielt der Tourismus, 
besonders auf den Grenadinen. Wie bei den 
karibischen Nachbarn ist die Wirtschaft ins­
gesamt seit Mitte der siebziger Jahre von 
der Krise betroffen; hohe Arbeitslosenrate 
und steigende Importausgaben gehören 
auch hier zum Bild. Zusätzliche Probleme 
entstanden durch den Ausbruch des Vul­
kans La Soufriere am 13. April 1979, der 
den Bananenanbau in Mitleidenschaft zog; 
schon 1902 hatte eine Eruption dieses Vul­
kans zu einer Katastrophe geführt. 
Der jüngste Staat des >insularen Amerika< 
umfaßt eine Fläche von 389 Quadratkilo­
metern und hat etwa 110 000 Einwohner, 
von denen 25 000 in der Hauptstadt King­
stown leben. Premierminister (und zugleich 
Finanzminister) ist der Jurist Robert Milton 
Cato von der >Saint Vincent Labour Party<; 
in der Opposition stehen die >People's Po­
litical Party< und die >New Democratic 
Party<. Eine gewisse politische Rolle spie­
len auch die >Rastafaris<; diese unter den 
Afroamerikanern der Karibik weitverbreite­
te, ursprünglich messianische Bewegung 
leitet ihren Namen vom einstigen äthiopi­
schen Kaiser Haile Selass ie (Ras Tafari 
Makonnen) her. Red 

Beiträge 42, 43: Dr. Wilhelm Bruns, Bonn (WB); 
46: Birgit Laitenberger, Bonn (Lal); 41, 45, 47: 
Dr. Norbert J . Prill, Bonn (NJP); 48: Dr. Rüdiger 
Wolfrum, Bonn (Wo); 40, 44, 49, 50: Redaktion 
(Red). 

Internationale Sicherheit 

G E N E R A L V E R S A M M L U N G — Gegen­
stand: U n z u l ä s s i g k e i t der Hegemonie­
p o l i t i k i n den in t e rna t iona len Bezie­
hungen. — Resolu t ion 34/103 v o m 
14. Dezember 1979 

D i e Genera lversammlung, 

— i n A n e r k e n n u n g der grundlegenden 
V e r a n t w o r t u n g der V e r e i n t e n N a t i o ­
nen f ü r die F ö r d e r u n g u n d Fest igung 
des Wel t f r iedens u n d der i n t e r n a t i o ­
na len Sicherhei t au f der Grundlage 
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